
Zur materiellrechtlichen Regelung des Endzeitpunkts 
der Rücknahme von Strafanträgen

Die Konzeption der Antragsdelikte geht davon aus, bei 
einigen weniger die Gesamtinteressen der sozialistischen 
Gesellschaft als vielmehr bestimmte Beziehungen zwi­
schen einzelnen Bürgern (insbesondere Angehörigen) 
verletzenden Vergehen zunächst dem Geschädigten an- 

,-heimzustellen, eine Strafverfolgung zu verlangen.^/ 
Unabhängig davon kann eine Strafverfolgung im öffent­
lichen Interesse durchgeführt werden, mit der jederzeit 
die Berücksichtigung und Durchsetzung notwendiger ge­
sellschaftlicher Belange abgesichert ist.
Das Recht des Geschädigten, die Strafverfolgung zu ver­
langen, wird durch eine entsprechende mündliche oder 
schriftliche Erklärung verwirklicht. F-ür dieses Verlan­
gen besteht keine Offenbarungspflicht hinsichtlich der 
Motive und kein Begründungszwang. Insofern ist das 
Antragsrecht unbeschränkt. Diese Grundsätze gelten 
auch für das Recht auf Rücknahme des Strafantrags. 
Es ergänzt das Antragsrecht, weil sich erst im nach­
hinein Ansatzpunkte und Überlegungen ergeben kön­
nen, aus der Sicht des Berechtigten durch die Antrags­
rücknahme, den Konflikt, lösen zu können und zu wol­
len. Ob das in jedem Fall besser und gesellschafts­
gemäßer ist als die Verurteilung, ist eine andere Frage. 
Aber diese Entscheidung des Geschädigten liegt meist 
im Interesse der vom Konflikt Betroffenen und damit 
auch letztlich im Interesse der Gesellschaft.
Jedoch ist das Antragsrecht ebenso wie das Recht auf 
Rücknahme des Antrags zeitlich begrenzt. Der Antrags­
berechtigte muß sich innerhalb von drei Monaten nach 
Kenntnis der Straftat (§ 2 Abs. 2 StGB) entschließen, 
ob der Konflikt mit staatlichen oder gesellschaftlichen 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
oder auf andere Weise gelöst werden soll.
Das Recht. auf Rücknahme des Strafantrags ist nicht 
daran gebunden, daß eine auf Strafe lautende Ent­
scheidung ergeht — vor allem deshalb nicht, weil dieses 
Rücknahmerecht auch auf Entscheidungen der gesell­
schaftlichen Gerichte Anwendung findet. Dazu gibt es 
jedoch unterschiedliche Meinungen/3/, die von Rößger/ 
Troch nicht erwähnt werden, obwohl damit im Ergeb­
nis ihre Auffassung gestützt wird. Rößger/Troch sind 
vielleicht davon ausgegangen, daß der Begriff „Verkün­
dung“ einer Entscheidung den Beschluß des gesellschaft­
lichen Gerichts nicht mit umfasse, weil nach § 18 Abs. 3 
SchKO bzw. § 18 Abs. 3 KKO Beschlüsse nicht verkün­
det, sondern bekanntgegeben werden.
Bei der Ausgestaltung der Antragsdelikte im StGB 
wurde das Rücknahmerecht bewußt über erstinstanz­
liche Entscheidungen hinaus zugelassen. Für dieses wei­
tergehende Rücknahmerecht sprechen neben den grund­
sätzlichen Erwägungen auch wesentliche Gesetzeszusam­
menhänge und -bestimmungen.
In § 2 Abs. 3 StGB wird das Rücknahmerecht ausdrück­
lich auf den Zeitraum bis zur Verkündung einer „die

/2/ Das Verlangen nach Strafverfolgung 1st bed Antragsdelikten 
ein dem Geschädigten zustehendes Recht. Es sollte nicht durch 
Anführungszeichen herabgemindert werden, wie dies H. Luther 
(„Zur Stellung des Geschädigten im Strafverfahren“, NJ 1973 
S. 392) getan hat.
/3/ Sowohl der „Leitfaden für Schiedskommissionen“ (Berlin 
1971, S. 100) als auch das „Handbuch für die Konfliktkommis­
sion“ (2. Aufl., Berlin 1975, S. 194) gehen davon aus, daß bei 
gesellschaftlichen Gerichten der Strafantrag bis zum Abschluß 
der Beratung zurückgenommen werden darf. Das Handbuch 
läßt aber die Rücknahme des Strafantrags auch dann noch zu, 
wenn Einspruch gegen den Beschluß der Konfliktkommission 
eingelegt wurde. Vor dem Kredsgericht sei die Rücknahme bis 
zum Ende der Schlußvorträge in der mündlichen Verhandlung 
möglich.
Diese Beispiele zeigen, wie notwendig es ist, dazu eine einheit­
liche Auffassung zu erzielen. Für die Rücknahme des Straf­
antrags vor gesellschaftlichen Gerichten müssen die gleichen 
Grundsätze gelten, weil sie ja im vollen Umfang wie staatliche 
Gerichte Rechtsprechung ausüben.

strafrechtliche Verantwortlichkeit feststellenden Ent­
scheidung“ bezogen. Für die Auslegung dieses Begriffs 
sind die Grundsatzbestimmungen des StGB und der 
StPO der entscheidende Ausgangspunkt. Nach Art. 4 
StGB und § 6 Abs. 2 StPO wird die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit nur durch die rechtskräftige Entscheidung 

.festgestellt. Deshalb wird im StGB auch an anderen 
Stellen auf die ständige Wiederholung dieses prinzipiel­
len Grundsatzes des sozialistischen Straf- und Strafver­
fahrensrechts verzichtet. Mit Rechtskraft der Entschei­
dung wird erst rechtsverbindlich festgestellt, ob der An­
geklagte eii*e Straftat begangen hat.
Alle sich aus einer Entscheidung ergebenden weiteren 
Maßnahmen materiellrechtlicher und prozessualer Art 
(bis zur Verwirklichung der Entscheidung, der Straf­
registereintragung usw.) treten erst nach Eintritt der 
Rechtskraft ein und nicht unmittelbar nach Verkün­
dung oder Bekanntgabe einer Entscheidung. Das gilt 
auch für Entscheidungen gesellschaftlicher Gerichte. In­
sofern hat auch hier die Verwendung des Begriffs 
„Rechtskraft“ ihre volle Berechtigung.
Die Frage nach dem Zeitpunkt, bis zu dem der Straf­
antrag zurückgenommen werden kann, verknüpfen 
Rößger/Troch mit zwei sehr gewichtigen rechtspoliti­
schen Fragen: zum einen mit der Frage nach der Be­
rechtigung zur Rechtsprechung, zum anderen mit der 
Frage nach der Rationalität und Effektivität des Straf- / 
Verfahrens.
Wenn uns auch diese Verknüpfung hier unangemessen 
übersteigert erscheint, sei dazu doch folgendes be­
merkt:
1. Die Bestimmung des Zeitpunkts für eine letztmögliche 
Antragsrücknahme bis zur Rechtskraft bedeutet doch 
nicht, daß der Antragsberechtigte allein durch seine 
Erklärung eine gerichtlich für notwendig erachtete 
Entscheidung zurücknimmt und damit — wie Rößger/ 
Troch formulieren — „im übertragenen Sinne Recht 
spricht“. Der logische Umkehrschluß wäre, daß die 
Geltendmachung des Antragsrechts die gleiche Bedeu­
tung hätte. Viel entscheidender ist aber, daß der Weg­
fall oder das Fehlen einer Strafverfolgungsvoraussetzung 
immer eine gesellschaftlich — nicht nur gerichtlich — 
für notwendig erachtete Entscheidung verhindern 
könnte. Abgesehen davon, daß hier eine unzulässige 
Trennung zwischen gesellschaftlich Notwendigem und 
seiner Widerspiegelung und Verwirklichung durch das 
sozialistische Recht vorgenommen wird, gibt es gerade 
für Antragsdelikte die Möglichkeit der Strafverfolgung 
im öffentlichen Interesse.
2. Verfehlt ist auch das Argument, die im StGB-Lehr- 
kommentar -vertretene Auffassung stehe dem Grund­
satz der rationellen und effektiven Durchführung des 
Strafverfahrens entgegen. Diese Frage entfällt doch, 
wenn der Strafantrag zurückgenommen wird. Ganz 
gleich, welche Meinung man hinsichtlich des letzten 
Zeitpunkts für die Rücknahme des Strafantrags ver­
tritt — in jedem Fall ist der Fortgang eines Verfahrens 
immer mit mehr Arbeit verbunden als die Einstellung 
eines Verfahrens. So gesehen wäre eine Rücknahme des 
Antrags immer am rationellsten. Effektivität des Straf­
verfahrens kann schließlich auch nicht bedeuten, daß 
eine einmal verkündete oder erlassene Entscheidung 
unabänderlich bestehen bleiben und verwirklicht wer­
den muß. Dem sozialistischen Straf- und Strafverfah­
rensrecht sind vordergründige Rationalisierungsüberle­
gungen fremd. Sonst wäre es sicherlich viel einfacher, 
die Strafverfolgung auf Antrag erst gar nicht im Gesetz 
vorzusehen.
Da in der sozialistischen Gesellschaft kein Strafenfeti­
schismus herrscht, ist bei Antragsdelikten dem Geschä­
digten die Möglichkeit einzuräumen, gerade unter dem 
Eindruck des durch ihn in Gang gesetzten Strafverfah-
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